
3. Falls auch die zweite Frage zu bejahen ist: Ist ein Mitglied­
staat, der Art. 11 Teil C Abs. 1 der Sechsten Richtlinie des 
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern 
77/388/EWG zutreffend umgesetzt hat, im Fall der Steuer­
freiheit der vermittelten Leistung nur dann berechtigt, eine 
Minderung der Besteuerungsgrundlage zu versagen, wenn er 
in Ausübung der in dieser Bestimmung enthaltenen Ermäch­
tigung zusätzliche Bedingungen zur Versagung der Min­
derung geschaffen hat? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage, ABl. L 145 vom 13.06.1977, 
S. 1. 
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Vorlagefragen 

1. Ist die Ausübung der Steuerhoheit durch zwei Mitgliedstaa­
ten, insbesondere die Erhebung einer Zulassungssteuer auf 
ein Kraftfahrzeug, in einem Fall, in dem eine Unionsbürgerin 
aufgrund nationaler Rechtsvorschriften in zwei Mitgliedstaa­
ten wohnhaft ist und ein in ihrem Eigentum stehendes 
Kraftfahrzeug tatsächlich dauerhaft in beiden Mitgliedstaaten 
nutzt, unbegrenzt? 

2. Falls die erste Frage verneint wird: Kann der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit im Rahmen der Erhebung einer Zulas­
sungssteuer in einem Fall wie dem vorliegenden berichti­
gende Wirkung haben, und falls dem so ist, führt dieser 
Grundsatz dazu, dass sich einer oder jeder der beiden Mit­
gliedstaaten bei der Ausübung seiner steuerlichen Befugnisse 
beschränken muss, und wie sollte diese Beschränkung aus­
gestaltet sein? 
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Steht Art. 39 des Vertrags über die Europäische Union der 
belgischen Steuerregelung in Art. 155 und Art. 134 Abs. 1 
Unterabs. 2 des CIR/92 entgegen, der zufolge, und zwar un­
abhängig davon, ob das Rundschreiben Nr. Ci.RH.331/575.420 
Anwendung findet oder nicht, die deutschen Einkünfte des Klä­
gers aus einer Berufstätigkeit, die nach Art. 17 des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Belgien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von der Steuer 
befreit sind, bei der Berechnung der belgischen Steuer mit ein­
bezogen werden und als Bemessungsgrundlage für die Gewäh­
rung der in CIR/92 vorgesehenen Steuervergünstigungen dienen 
und wonach diese Vergünstigungen wie der Steuerfreibetrag auf­
grund der familiären Situation des Klägers herabgesetzt oder in 
geringerer Höhe, als wenn beide Kläger Einkünfte belgischen 
Ursprungs hätten und nicht der Kläger, sondern die Klägerin 
die höchsten Einkünfte erzielt hätte, gewährt werden, obwohl 
der Kläger in Deutschland als Alleinstehender seine Einkünfte 
aus beruflicher Tätigkeit versteuert und nicht alle Steuervergüns­
tigungen erhalten kann, die mit seiner persönlichen oder fami­
liären Situation verbunden sind und die die deutsche Steuerver­
waltung nur teilweise berücksichtigt? 
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